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Abschaffung der Privaten Krankenversicherungen ?

Die Privatversicherer wollen vor das Verfassungsgericht, sollte Schwarz-Rot sie zwingen, in den geplanten Gesundheitsfonds einzuzahlen. „Geredet wird von einer Einbeziehung der PKV, aber in Konsequenz geht es um die Abschaffung der PKV und um den Einstieg in die Bürgerversicherung“, sagte der Vorstandsvorsitzende des PKV-Verbands, Rheinhold Schulte. Jede Beteiligung an der „Umverteilungsbürokratie“ eines Fonds sei verfassungsrechtlich höchst bedenklich. Man werde gegebenenfalls gerichtlich dagegen vorgehen. „Geredet wird von einer Einbeziehung der PKV, aber in Konsequenz geht es um die Abschaffung der PKV und um den Einstieg in die Bürgerversicherung“, sagte der Vorstandsvorsitzende des PKV-Verbands, Rheinhold Schulte.

Die Auswirkungen der Mehrwertsteuer und weniger Kassenleistungen der GKV

Auf die Steuerzahler kommen mit der Erhöhung der Mehrwertsteuer und dem Wegfall zahlreicher Steuerprivilegien im kommenden Jahr Mehrbelastungen zu.

Die Auswirkungen der Mehrwertsteuer

Vom 1. Januar an dürften viele  Produkte im Zuge der Mehrwertsteuererhöhung auf 19 Prozent teurer werden. Es ist aber unwahrscheinlich, dass Industrie und Handel angesichts des Wettbewerbs die Anhebung ein  zu eins“ an die Endverbraucher weiter geben. Wie hoch der Preisanstieg ausfällt, ist noch offen.

 - Ein Produkt, das heute 100 EURO kostet (86,21 € plus 13,79 € MWST.) würde bei einem 

   Steuersatz  von 19 Prozent 102,59 EURO kosten, wenn die Anhebung voll weitergegeben würde.

- Ein Auto mit 20 000 € (incl. MWSt), kostet dann lt. Steuerzahlerbund im nächsten Jahr 

   20 517,27 EURO.

- Nach Berechnungen des Steuerzahlerbundes muss sich dann ein lediger Arbeitnehmer mit 

   2000.- EURO auf eine monatliche Mehrbelastung von 16,81 EURO einstellen.

- Das Rentner-Ehepaar mit einer Bruttorente von 1500.- EURO müsste bei einem Konsum von 

718,10  € 18,10 EURO mehr zahlen. Nicht berücksichtigt sind hier die Änderungen bei den  Lohnnebenkosten,          die höheren Versicherungssteuer, des Sparerfreibetrages, sowie weiteren Steuerabzugsmöglichkeiten und 

   Pensionskürzungen.

- Die Kürzungen des Weihnachtsgeldes für Beamte und Pensionäre des Bundes soll gut 

   500 Millionen EURO einsparen. Ähnliche Maßnahmen für einige Länder schon in Kraft.

- Der Sparerfreibetrag wird von 1370 EURO für Ledige und 2740 EURO für Verheiratete auf 

  750 EURO, beziehungsweise 1500 EURO gesenkt. Nur noch bis zu dieser Grenze bleiben Kapitaleinkünfte und   Dividenden steuerfrei. Die Mehreinnahmen sollen 750 Millionen EURO betragen.

Ab 01. Juli 2007 tritt eine gesetzliche Änderung über die gesetzlichen Festbeträge bei der Erstattung der Medikamente für alle gesetzlich Versicherte in Kraft. Die GKV erstatten für viele Medikamente (mehr als 10.000 Medikamente) dann nur noch einen festgelegten Höchstsatz  - den so genannten Festbetrag. 

Die Differenz vom Höchstsatz zum tatsächlichen Preis muss vom Versicherte gezahlt werden.

Das gilt auch für die von der Zuzahlung befreite Personen.

Sprech´t deshalb bei Rezeptverordnungen bitte mit eurem Arzt.

Neue Gültigkeit von Rezepten:

Gemäß der deutschen Arzneimittelverschreibungsverordnung gelten für die Gültigkeit aller in Deutschland ausgestellten Rezepte zusätzliche Kriterien:

-  Jedes Rezept muss das Geburtsdatum des Patienten ausweisen.

-  Jedes Rezept muss vom Arzt unterschrieben sein.

-  Auf jedem Rezept muss das Ausstellungsdatum vermerkt sein.

-  Das Kassenrezept (Rosa) ist 1 Monat ab Ausstellungsdatum gültig.

-  Das Privatrezept ist 3 Monate ab Ausstellungsdatum gültig, sofern der Arzt keine spezifische 

       Gültigkeitsdauer angegeben hat.

-  Ein Betäubungsmittelrezept (gelb) ist 7 Tage ab Ausstellungsdatum gültig.

-  Bei der Bezeichnung des Arzneimittels oder des Wirkstoffes müssen Stärke und 

        Darreichungsform angegeben sein.

Aus dem Blätterwald

(auszugsweise)

Steueränderungsgesetz 2007

Die schwarz-rote Bundesregierung treibt den Abbau von Steuervergünstigungen zur Haushaltssanierung voran. Das Kabinett hat dazu den Entwurf für das so genannte Steueränderungsgesetz 2007 beschlossen. Damit kommen auf den Steuerzahler neue Belastungen zu.

Der Sparerfreibetrag soll für Ledige auf 750 Euro pro Jahr und für Verheiratete auf 1500 Euro etwa halbiert werden. Zins- und Kapitalerträge, die darüber hinausgehen, müssen dann der Einkommensteuer unterworfen werden. So wäre etwa eine Spareinlage von 30.000 Euro bei einem Zinssatz von 2,5 Prozent pro Jahr an der Grenze zur Steuerzahlung, bei höheren Zinsen sinkt die Grenze. Für den Staat werden davon Mehreinnahmen von jährlich 750 Millionen Euro erwartet. 

       Wir reformieren weiter. 

       Bekommt der jährliche „Reformationstag“ so eine neue Bedeutung?

Staatsreform

Mit 428 Ja-Stimmen, 18 mehr als die Zweidrittelmehrheit, beschloss der Bundestag die größte Verfassungsreform seit 1949. Über die Föderalismusreform wurde jahrelang im Bundestag gestritten. An die Länder überträgt der Bund unter anderem die Kompetenzen für Strafvollzug und Heimrecht. Auch im Bildungsbereich und im Beamtenrecht gibt der Bund Zuständigkeiten auf. 

Davon sind auch 1,2 Millionen Landesbeamte betroffen. Sie werden diese Reform mit am deutlichsten zu spüren bekommen. In Zukunft werden sie von Land zu Land  unterschiedlich besoldet werden können, ähnlich wie die Angestellten im öffentlichen Dienst in Ländern und Kommunen. Das gibt den Ländern Spielraum für drastische Einsparungen. Es könnte aber auch dazu führen, dass sich die „guten“ Beamten dorthin orientieren, wo am meisten gezahlt wird, so dpa..
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Ein Mensch, reich an Jahren, 

ist in einer beneidenswerten Position – 

er ist im Leben erfahren 

und lässt sich nichts mehr vormachen.
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